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Die Gemeinde Schernfeld erläßt aufgnmd 

- der§ 9 und 10 des Bundesbaugesetzes 

- des Art . 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (m) 

- des Art. 91 de~ Bayer. Bauordnung (BayBO) 

- der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) 

- der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne sowie über 
die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung) 

In der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gültigen Fassung die­
sen Bebauungsplan Nr. I . für das Baugebiet "Workerszell- West" als 
Satzung. 

A. FESTSETZUNGEN OOR0-1 PLANZEIOIEN 

•••--•- - Grenze des rauml'ichen Geltungsbereiches 

- ·- ·- ·- ·- · - Baugrenzen 

• • • • 

l + 0 
I I 

~ 

• 1, 

1 

crrxJ 

. ~ 
.. 1 

- Gebietsabgrenzung 

Straßenbegrenzungslinie 

öffentliche Verkehrsfläche 

Maßangabe in Metern 

Zahl der Vollgeschosse 
Erdgeschoß und ausbaufähiges DG 
" " 1 Obergeschoß 

- nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 

- zu pflanzende Bäume (Standorte können ver­
ändert werden) 

- offene Vorgärlen und Garagenzufahrten (ohne 
Einfriedung) 



neur Grunds~; icksg renzen 

b7 FlurstücksnUMnern 

- vorgeschlagene Baukörper 

B. F~TSETZUNGEN OORa-1 TEXT 

1. Art der baulichen Nutzung 

Der Geltungsl:x:-reich wird als Dorfgebiet gemäß§ 5 BauNV0 festge­
setzt . 

2. Maß der baulichen Nutzung 

Im Geltungsbereich ist eine maximale Grundflächenzahl (GRZ) von 
0 , 3 und eine max . Geschoßflächenzahl (GFZ) von 0 ,4 zulässig . 

3. Dächer 

3.1 Bei den Hauptgebäuden sind nur Satteldächer zulässig . Auf den Ne­
bengebäuden und Garagen sind auch Pultdächer zulässig. Der First 
muß über die Längsrichtung des Hauptgebäudes verlaufen . 
Dachneigung: T • D 30° 38° 

II max . 34 ° 

3.2 Die Satteldächer der Nebengebäude bzw. Garagen , die an das Haupt­
gebäude angebaut werden , müssen die gleiche Dachneigung wie das 
Hauptgebäude haben . 

An den Giebelseiten der
0

Hauptgebäude angebaute Nebengebäude mit 
Pult- oder Satteldächern senkrecht zur Firstrichtung R-önnen 
eine geringere Dachneigung, rr~ndestens jedoch 22 ° haben. 

3 . 3 Dacheinschnitte s i nd unzulässig . Dachgauben sind ab 30 ° Dach­
nei gung zulässig und dürfen eine max . Ansichtsgröße von 1,5 m2 

nicht überschreiten . Bei außenwandbündigen Gauben (sog. "Zwerch~ 
häuscrn" ) sind auch größere A."lsichtsflächen zulässig. 

3 . •I . Schräg ausgebildete Traufen oder 0rtgänge werden nicht zugelas­
sen . Die Dachüberstände dürfen am Ortgang max . 40 cm, an der Trau­
fe max . 60 cm betragen . Wird die Dachkonstruktion durch vorgela­
gerte Pfeiler oder Stützen al:)gefangen, so kann der Überstand auch 
größer sein. 

3. Für die Dacheindeckung sind ziegelrote bzw. rotbraune Pfannen zu­
lässig . Möglich ist auch de~ Legschicfer ähnlich~s oder gleich­
wertiges Bedachungsmaterial. Für Anbcuten sincl auch Glasdächer zu­
lässig. 



4. Fassadengestaltung 

4. 1 Zusamnengebaute Gebäude sind in Gestaltung, Dachneigung, 
Mdterial und dgl. aufeinander abzustimmen . 

4 . 2 nrtsfrerrde Materialien, wie Verkl~idungen in Faserzement , 
Metall, Kunststoff ooer Spaltklinker sind nicht zulässig. 
Dasselbe gilt für Glasbausteine an Wänden, die von öffent­
lichen Verkehrsflächen aus sichtbar sind. 

5 . Höhenlage der Gebäude 

5 .1 Die OK des Erdgeschoßfußbodens darf nicht höher als 30 cm 
über OK bestehenden Geländes , gemessen bergseits am Gebäu­
defuß, betragen. Veränderungen des natürlichen Geländes sind 
auf ·ein MindE>stmaß zu beschränken. Aufgeschüttete, hügelar­
tige Terassen sind nicht zulässig. Sollten Geländekotrekturen 
notwendig sein , so sind diese in Absprache mit dem Landrats­
amt, großflächig dem natürlichen oder bestehenden Gelände den 
Nachbargrundstücken angepaßt , auszuführen . 

5.2 Die Traufhöhe wird bei Gebäuden mit I + D auf max. 3, 90 m 
beschränkt. Bei II gilt eine Traufhöhe von max . 5,90 m. Die 
Maße sind jeweils bergseits zu nehmen . Die Kniestockhöhe wird 
bei I + D auf 0,75 rn, bei II auf 0 , 25 m festgesetzt. Gemessen 
wird von OK Rohdecke bis UK Fußpfette . 

6. Garagen und Stellplätze 

6 . 1 Garagen dürfen nur innerhalb der überbaubaren Flächen oder auf 
den gesondert festgesetzten Flächen errichtet werden. Um einer 
unnötigen Versiegelung der Landschaft entgegenzuwirken, sind 
überlange Anfahrtswege auf dem Grundstück zu vermeiden. 

6 . 2 Der Stauraum zwischen Garagen und Straße muß mindestens 5 m 
betragen. Diese Fläche darf nicht eingefriedet werden . 

7 . Einfriedungen 

7.1 Einfriedungen an Straßen sind als Holzzäune mit senkrechter 
Lattung von max . 1 m Höhe auszubilden. An den Grenzen zu den 
Nachbargrundstücken sind anstelle der Holzzäune auch Ma.schen­
drahtzäune von max . 1 m Höhe zulässig, die mit heimischen Ge­
hölzen zu hinterpflanzen sind . Im Bereich einer Baugruppe sind 
die Einfriedungen einheitlich auszubilden. 

7.2 Zaunsockel aus Beton oder ähnlichen Materialien dürfen nicht 
über die natürliche Geländeoberkante herausragen. 

8 . Behälter für Abfallbeseitigung 

Bei allen Gebäuden müssen die Müllbehälter in die Einfriedung 
eingebaut werden oder im baulichen Zusammenhang mit den Haupt­
oder Nebengebäuden (Garagen) errichtet werden. 



B. 

9. Crüncrc:-:ur:g 

9.1 :·\.~r G:··,::streif,.r. enllang dct Er·schließum; strafa, i·,.. ·,,\•,­

h•·. is:. ah, Sc:.otten·asen auszubilden und mit h,__--j:,ischer. 

Laubl-:~c:-;e:. aus der Eii!pfel1lungsl iste en Sf)rechene! ~~ Pl ~r.-

,-eic-hnu:1g ,:u be:,flan2en . Die Standorte c!,,~ Bäurr,e kcnne:i 

Vt•f a;1c.n~t wer-cen, -o(ern ein detaillierter Pl,!n dies er·­

fm·•1 : _ ich !l'.ac!-1._. 

,, . 2 ~- .f allen Gru:-:dstüc• •" ist pro 1m m 2 nicht betau._er 

c.;ru:-1: ,·,ücksfläche je r-in •,b'lr "lortgerechter Laubbau:-, e11• -

spr,echend der E'11pfehll:,.-:isliste zu pflanzen . 

9 . 3 Bei der Anpflanzung von Räun·n ist ein Mindestabstand 
v0n 2 , :,0 m zu Kabeltra„sen der Deutschen Bunriesp::,st bzw . 
des Frän, isch •n Üh~r la: iwerkes ei · rnhal ten. Z.u messen 
ist jeweils von Stammachse bis Kat~ltrasse . 

10. Wohneinheiten 

Pro Bauparzelle dürfen nur max. 2 Wohneinheiten errichtet 

werden. Zusätzlich kann für einen evtl. Dachgeschoßausbau 

eine weitere Wohneinheit zugelassen werden. 

HINWEISE 

Für die Erschließungsstraße innerhalb des Wohng~bietes wird 

fo l cwndes SLraßenprofi l vorgr.schl <1gen: 

0, 75 rn Schotl.e>rras~n als Sicherheits- und 'l'r·assenslreifen 

1-'rihrhc,lin 3. 5-t 5 m brc i l: als Schwar-zdecke 

Der GchsLeig 1,75 m breiL im Anschluß 711 tlen PrivaLgÄrten 

i st uhqcsenkr, fläcl1P.nbündiq und befnh1bar cH1sqebiJdet . 

Die Eot.wäss0runqsri11nc wird mit 0inem D1„iz0iler aus Gra­

n i l-(~, nRste i nprl aster· ausq<'hi ldeL. 

I ,andwirtscha fl : 

Aufgrund ccr angrenzc-11der. landwirtschaftlichen Nutzflächen ist 

mit Lärm- und C~ruchsbeläsligungen zu r echnen. 



C. VERFAIIRENSWEI SE 

1. Der ~k/,(t rat hat in cl0r S tzung vom .A.~-.C!'4-=1ßßDaie 1'.uf­
stel~ ung des Aebauungspl ~~ b48;i1ossen. Der Aufstel- • 

11 u ß wur:-de am ij P2. ... . . . ~O. . ortsüblich bekannt 

~ i:if:IY •• ~J&~ t 98...(?:.;!{}82 

. r 
bPlciligung ge 2 BauG mil öf-

Darlegung und den Vorentwurf 
ngsplanes hat ."'-~e-i;::..~~&--1~ .o?~-. AQ .. Jß.9.Q. ~ 
. . .. statt<Jefu .. . ~4~f ~-{f:,-//?~: f/ .. /~.l 

1 . B er 
3 .__ f d~s Bebauung~ l~nes assung vom JO.Oß..A99A 

der 8P<Jf~ ndung ie~~ß j 2 a Abs . 6 BBauG in der 

5. 

'f, At: tfß;J/1 . bi ~ ()/1-. #~ /1~(1. öf f en t.l ich ausge-

. 1.4.~-/~~-ft,I .ll! .. (5!, _4gg,1, 

~ 
ctf 1. B' rger:- 1ster:-

. ~~~~~ . . ..• hat m · eschluß vom A3„QA .. tfß.0~ 
uun~s J....an gemäß§ 1 BBauG in der Fassung vom 
: o~. A~~tf a 1s Sa~· u g beschlossen . 

1. 
~ amt hat den\ B b~uun~splan 

. . . . . , . .•. ~ . . . Nr . i't .M.. ".AP.-9A :6 g 
c.al~.a_'l':''::°""'-.,a_ ./-, , ,._,._..__ { 

. ~:~J.J.ilJ, .QI. .. <Yt •. A.!1J.Z 

eister 
mit Bescheid vom 

§ 11 BBauG "J,e=-

!;~~ Ä}i.'1;:., . . . b: . .. -~. ·r{i ... 'tl:: .. ·. ' ... t?-. ·.((.· .) . ·." .-~.l -
( 

/<"< l _lt..,_~&_] '.~·;; ~ 
1~,; e ,~e(J. ~ i ., Cl:: 

6. Dl~/~~i~~~i-~1J/g des Beba I i~~l~nes wurde am ·,:u .. ~: 4!lft-?.,. 
gemä:lß:~ _~' ~t 2:':ß!iauG ortsübl h bekannt gemacht. Der Bebau­
ungspla~t Begründung t seit diesem Tag zu den üb-
lichen Dienststunden im aus, Zimmer:--Nr . ....... zu 
jedermanns Einsicht bere halten und über dessen Inhalt 
auf Verlangen Auskunft g~~~ben. 
Der Bebauungs plan ist damit rechtsverbindlich. Auf die 
Rechtsfolgen des§ 44 c ~ wie d~s § 155 a BBauG isl hin­
gewiesen word e n. 


	Deckblatt
	Satzung
	A. Festsetzungen durch Planzeichen
	B. Festsetzungen durch Text
	B. Hinweise
	C. Verfahresnvermerke

